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Artikel 20

1. Gehen dem Komitee verläßliche Informationen zu, die 
nach seiner Auffassung begründete Hinweise enthalten, daß 
im Hoheitsgebiet eines Teilnehmerstaates systematisch Folter 
praktiziert wird, bittet das Komitee diesen Teilnehmerstaat, 
bei der Prüfung der Informationen mitzuwirken und zu die­
sem Zweck Bemerkungen dazu mitzuteilen.

2. Unter Berücksichtigung aller ihm von dem betreffenden 
Teilnehmerstaat gegebenenfalls mitgeteilten Bemerkungen 
sowie anderer ihm zur Verfügung stehender sachdienlicher 
Informationen kann das Komitee, wenn es entscheidet, daß 
dies gerechtfertigt ist, ein oder mehrere seiner Mitglieder be­
nennen, eine vertrauliche Untersuchung durchzuführen und 
dem Komitee vordringlich darüber Bericht zu erstatten.

3. Wird gemäß Absatz 2 dieses Artikels eine Untersuchung 
durchgeführt, bemüht sich das Komitee um die Mitarbeit des 
betreffenden Teilnehmerstaates. Im Einvernehmen mit die­
sem Teilnehmerstaat kann eine solche Untersuchung einen 
Besuch in seinem Hoheitsgebiet einschließen.

4. Nach Prüfung der von seinem Mitglied bzw. seinen Mit­
gliedern gemäß Absatz 2 dieses Artikels mitgeteilten Feststel­
lungen übermittelt das Komitee dieselben dem betreffenden 
Teilnehmerstaat zusammen mit allen Kommentaren oder 
Hinweisen, die im Lichte der Situation angebracht erschei­
nen.

5. Das gesamte in den Absätzen 1 bis 4 dieses Artikels be­
schriebene Vorgehen des Komitees ist vertraulich, und die 
Mitarbeit des betreffenden Teilnehmerstaates ist in allen Sta­
dien des Vorgehens anzustreben. Nach Abschluß einer solchen 
Verfahrensweise in bezug auf eine gemäß Absatz 2 vorge­
nommene Untersuchung kann das Komitee in Absprache mit 
dem betreffenden Teilnehmerstaat beschließen, in seinen ge­
mäß Artikel 24 abzufassenden Jahresbericht eine zusammen­
fassende Darstellung der Ergebnisse des Vorgehens aufzuneh­
men.

Artikel 21

1. Ein Teilnehmerstaat dieser Konvention kann gemäß die­
sem Artikel jederzeit erklären, daß er die Kompetenz des 
Komitees anerkennt, Mitteilungen darüber, daß ein Teilneh­
merstaat behauptet, ein anderer Teilnehmerstaat habe seine 
Verpflichtungen aus dieser Konvention nicht erfüllt, entge­
genzunehmen und zu prüfen. Solche Mitteilungen können nur 
dann gemäß dem in diesem Artikel niedergelegten Verfahren 
entgegengenommen und geprüft werden, wenn sie ein Teil­
nehmerstaat unterbreitet, der in einer Erklärung die Kompe­
tenz des . Komitees in bezug auf sich selbst anerkannt hat. 
Das Komitee darf nach diesem Artikel keine Mitteilung be­
handeln, die einen Teilnehmerstaat betrifft, der eine solche 
Erklärung nicht abgegeben hat. Entsprechend diesem Artikel 
entgegengenommene Mitteilungen werden wie folgt behan­
delt:

a) Wenn ein Teilnehmerstaat der Ansicht ist, daß ein an­
derer Teilnehmerstaat die Bestimmungen dieser Kon­
vention nicht verwirklicht, kann er diesen Teilnehmer­
staat in schriftlicher Form darauf aufmerksam machen. 
Innerhalb von drei Monaten nach Eingang der Mittei­
lung hat der empfangende Staat dem Staat, der die Mit­
teilung gemacht hat, in schriftlicher Form eine Erklä­
rung oder eine andere Stellungnahme zur Klärung der 
Angelegenheit zukommen zu lassen, in der je nach Mög­
lichkeit und Angemessenheit Bezug auf die in dem be­
treffenden Land angewandten, noch laufenden oder zur 
Verfügung stehenden Verfahren und Rechtsmittel in 
dieser Angelegenheit zu nehmen ist.

b) Wenn die Angelegenheit -nicht innerhalb von sechs Mo­
naten nach Eingang der ersten Mitteilung beim empfan­
genden "Staat zur Zufriedenheit beider betreffender 
Teilnehmerstaaten beigelegt ist, hat jeder der beiden

Staaten das Recht, die Angelegenheit dem Komitee zu 
unterbreiten, indem er das Komitee und den anderen 
Staat davon in Kenntnis setzt.

c) Das Komitee behandelt eine ihm nach diesem Artikel un­
terbreitete Angelegenheit erst, nachdem es sich verge­
wissert hat, daß alle innerstaatlichen Rechtsmittel in 
dieser Angelegenheit in Anspruch genommen und er­
schöpft wurden, entsprechend den allgemein anerkann­
ten Prinzipien des Völkerrechts. Diese Regel trifft nicht 
zu in Fällen, in denen die Anwendung der Rechtsmittel 
ungebührlich hinausgezögert wird oder zu erwarten ist, 
daß sie der Person, die Opfer der Verletzung dieser Kon­
vention ist, keine wirksame Abhilfe bringt.

d) Bei der Prüfung von Mitteilungen, wie sie in diesem 
Artikel vorgesehen sind, tagt das Komitee in geschlosse­
nen Sitzungen-.

e) Unter Beachtung der Festlegungen in Buchstabe c bie­
tet das Komitee den betreffenden Teilnehmerstaaten 
seine guten Dienste an, um eine freundschaftliche Lösung 
der Angelegenheit auf der Grundlage der Achtung der 
in dieser Konvention vorgesehenen Verpflichtungen zu 
erreichen. Zu diesem Zweck kann das Komitee, wenn 
angebracht, eine Ad-hoc-Schlichtungskommission bil­
den.

f) In jeder ihm nach diesem Artikel unterbreiteten Ange­
legenheit kann das Komitee die betreffenden in Buch­
stabe b genannten Teilnehmerstaaten auffordern, jede 
sachdienliche Information zur Verfügung zu stellen.

g) Die betreffenden in Buchstabe b genannten Teilnehmer­
staaten haben das Recht, anwesend zu sein, wenn die 
Angelegenheit im Komitee behandelt wird. Sie können 
mündliche bzw. schriftliche Vorlagen machen.

h) Das Komitee unterbreitet innerhalb von zwölf Monaten 
nach dem Datum des Eingangs der Notifizierung gemäß 
Buchstabe b einen Bericht:

i) wenn nach den Bedingungen von Buchstabe e eine 
Lösung erreicht wurde, beschränkt sich das Komitee 
in seinem Bericht auf eine kurze Darstellung der 
Tatsachen und der erzielten Regelung;

ii) wenn nach den Bedingungen von Buchstabe e keine 
Einigung erzielt wurde, beschränkt sich das Komitee 
in seinem Bericht auf eine kurze Darstellung der 
Tatsachen; die schriftlichen Vorlagen und die Nie­
derschrift der mündlichen Vorlagen Seitens der be­
treffenden Teilnehmerstaaten sind dem Bericht bei­
zufügen.

In jedem Falle ist der Bericht den betreffenden Teil­
nehmerstaaten zu übermitteln.

2. Die Festlegungen dieses Artikels treten in Kraft, wenn 
fünf Teilnehmerstaaten dieser Konvention Erklärungen ge­
mäß Absatz 1 dieses Artikels abgegeben haben. Diese Erklä­
rungen werden von den Teilnehmerstaaten beim General­
sekretär der Vereinten Nationen hinterlegt, der Abschriften 
davon den anderen Teilnehmerstaaten übermittelt. Eine Er­
klärung kann jederzeit zurückgezogen werden, indem der 
Generalsekretär davon in Kenntnis gesetzt wird. Eine solche 
Zurücknahme beeinträchtigt nicht die Behandlung einer An­
gelegenheit, die Gegenstand einer bereits aufgrund dieses 
Artikels erfolgten Mitteilung ist; wenn der Generalsekretär 
von der Zurücknahme der Erklärung bereits in Kenntnis ge­
setzt wurde, darf keine weitere Mitteilung von seiten eines 
Teilnehmerstaates gemäß diesem Artikel entgegengenommen 
werden, sofern der betreffende Teilnehmerstaat keine neue 
Erklärung abgegeben hat.

Artikel 22

1. Ein Teilnehmerstaat dieser Konvention kann gemäß die­
sem Artikel jederzeit erklären, daß er die Befugnis des Ko:


